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Individualrechtsschutz gegen Überschrei-
tungen der gemeindlichen Verbandskom-
petenz 
Übersc!zreittlllgen der gemeindlichen Verbatldskol/lpete/lz sind 1'01' 
alletll im Zusallllllellizang mit verteidigtltlgspolitisclten Elltsclzeidull-
gell diskutiert worden, kOlllllle/l aber auch itl atlderen Fällen vor. 
Der Beitrag untersucht, ob die ill der Rechtspreclultlg etltwickelten 
Grundsätze, WOilach den Mitgliedem von ZwangskörpersclUlften 
des öffentlichet! Recllts ein gerichtlich durchsetzbarer Anspruch mif 
Einhaltlll1g des kÖlperschaftlichen Atugabenkreises zusteht, mif das 
Verhälttlis zwiscllell deo Getlleitldebiirgern lind der Gellleitlde bzw. 
ihreIl Orgallen iibertragen werden kalln. Die Frage ist tHlabhängig 
dat'011 Zll bejahelI, ob Inan diesetl Anspmch wie die Rechtsprechllllg 
grundrecht/ich begriindet odel' hier eillen Fall des Organstreits an-
nilll1/lt. 
I. Problemstellung und Gang der Untersuchung 
Angesichts der teilweise von der Kommunalaufsicht geüb-
ten Abstinenz, gegen landes- und bundespolitische Äußerun-
gen kommunaler Organe einzuschreiten, stellt sich die Frage, 
ob der einzelne Gemeindebürger gerichtlich dagegen vorge-
hen kann, daß der Rat seiner Gemeinde in Überschreitung der 
gemeindlichen Zuständigkeit zu bundespolitischen Fragen, 
etwa der Außen- oder Verteidigungspolitik, Beschlüsse faßt, 
obwohl "die Gemeinden und ihre Organe ... kein allge-
meinpolitisches Mandat" habenI. 
Das Stichwort "allgemeinpolitisches Mandat" ruft eine fast 
anderthalb Jahrzehnte zurückliegende Auseinandersetzung an 
1) Sdul1idt,Aßl1Iallll, in: v. Miit1ch, BesVerwR, 7. Aufl. (1985), S. 107. 
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den Hochschulen in Erinnerung. Rechtlich ging es damals um 
zwei Fragen: Darf die verfaßte Studentenschaft als Zwangs-
körperschaft aUgemeinpolitisch tätig werden? Die Rechtspre-
chung hat diese Frage klar verneint. Die zweite, hier beson-
ders interessierende Prage, ob der einzelne Student als Mit-
glied der Zwangskörperschaft Studentenschaft die Unterlas-
sung solch unzulässiger allgemeinpolitischer Betätigung ge-
richtlich durchsetzen kann, ist soweit ersichtlich einhellig -
von den Gerichten bejaht worden. In Konsequenz dieser in-
zwischen vom B VelfG en passant gebilligten2 Rechtspre-
chung klagen inzwischen etwa Handwerksmeister gegen 
.Handwerkskammern3 oder Ärzte gegen Ärztekammern4 und 
rügen erfolgreich Überschreitungen der Verbandszuständig-
keit. Es fragt sich, ob die dafUr von der Rechtsprechung ent-
wickelten Grundsätze auf die kommunale Selbstverwaltung 
übertragen werden können oder müssen. 
Zunächst werden im folgenden die jeweiligen Grenzen der 
Zuständigkeit und die Praxis ihrer Überschreitung darge-
stellt, zuerst für die Gemeinden (II) und dann fUr die Z wangs-
verbände, bei denen die Rechtsprechung Individualrechts-
schutz gewährt (III). Anschließend wird geprüft, ob die 
Gründe, die fUr die Gewährung des Individualrechtsschutzes 
bei Zwangsverbänden der akademischen und ständischen 
Selbstverwaltung angeführt werden, tragfahig sind und auch 
fur die Gemeinden gelten (IV). 
11. Die Gemeinden 
1. Die gemeilldliche Verballdskolllpetellz 
Mangels anderweitiger ausdrücklicher Regelung in den Ge-
meindeordnungen ergibt sich die gemeindliche Verballds-
kompetenz vor allem aus Art. 28 12 GG, der den Gemeinden 
das Recht gewährleistet, "alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwor-
tung zu regeln." Die Zuständigkeitsregelungen der Gemein-
deordnung müssen so ausgelegt werden, daß sie jedenfalls 
nicht hinter der verfassungsrechtlichen Gewährleistung zu-
rückbleiben5. Es geht also darum, was "Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft" sind. 
Eine generelle Abgrenzung dieser Angelegenheiten von 
den anderen, die nicht solche der örtlichen Gemeinschaft 
sind, ist bisher nicht gelungen. Teils wird historisch vorge-
gangen und gefragt, was zum herkömmlic~en Bereich der 
Selbstverwaltung gehöre6. Nach dieser Methode läßt sich das 
Hereinwachsen neuer Aufgaben in die gemeindliche Zustän-
digkeit allerdings nur schwer erklären7• Ein anderer Weg 
fUhrt über Umschreibungen. Die Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschatt, so hat das BVeifG formuliert, seien die 
Aufgaben, "die in der örtlichen Gemeinschaft wurzeln oder 
auf die örtliche Gemeinschaft einen spezifischen Bezug haben 
und von dieser örtlichen Gemeinschaft eigenverantwortlich 
und selbständig bewältigt werden könnens." Die Bestim-
mung des Kreises der örtlichen Angelegenheiten ist letztlich 
wohl deshalb so schwierig, weil die Formulierung der Aufga-
ben und damit ihre Abgrenzung und die Bestimmung des 
Standards ihrer Wahrnehmung ihre Örtlichkeit weitgehend 
präjudiziert9. 
In manchen Fällen gestattet ein umgekehrtes Vorgehen, ge-
wissermaßen von außen her die Grenzen der kommunalen 
Zuständigkeit zu bestimmen. Die Kommunen können näm-
lich jedenfalls nicht CUr solche Angelegenheiten zuständig 
sein, die das Grundgesetz ausdrücklich anders zugewiesen 
hat lO • . 
Für die Frage, ob außen- und verteidigungspolitische Akti-
vitäten zum gemeindlichen Wirkungskreis zählen, kommt es 
nicht darauf an, welcher .Bestimmungsmethode ftir die, ,An-
gelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft" man sich bedient. 
Diese Aufgaben werden traditionell staatlich wahrgenom-
men; Außen- und Verteidigungspolitik betrifft zwar auch die 
örtliche Gemeinschaft, besitzt regelmäßig aber keinen spezifi-
schen Bezug auf die einzelne Gemeindell . Nach Art. 32 I, 73 
Nr. 1, 87 I 1, 87 a und 87b GG sind die Gesetzgebungs- und 
Verwaltungszuständigkeiten ftir die Außen- und Verteidi-
gungspolitik dem Bund zugewiesen. Schon wegen ihrer Zu-
gehörigkeit zur Staatlichkeit der Länder können die Kommu-
nen deshalb nicht zuständig sein12. 
2. Die Praxis der ZlIständigkeitsiiberschreitllllgen 
Zweimal in den vergangenen dreißig Jahren ist die Frage 
nach den Grenzen gemeindlicher Zuständigkeit im Zusam-
menhang mit der Stationierung von Atomwaffen laut gewor-
den. 
a) Am 10.4. 1958 faßte die Frankfurter Stadtverordneten-
versammlung folgenden Beschluß: 
"Der Magistrat wird beauftragt, in Frankfurt1M. eine Volksbefra-
gung über die atomare Bewaffuung der Bundesrepublik durchzufüh-
ren. Die Volksbefragung soll organisatorisch in gleicher Weise 
durchgefUhrt werden wie allgemeine Wah1i;n. Bei der Befragung ist 
folgende Frage zur Entscheidung zu stellen: ,Sollen auf deutschem 
Boden Streitkräfte mit atomaren Sprengkörpern ausgerüstet und ato-
mare Abschußbasen eingerichtet werden?' Die Volksbefragung ist 
sofort vorzubereiten. Die Volksbefragung für das Gebiet der Stadt 
Frankfurt1M. entfallt, wenn eine gleiche Befragung im Land Hessen 
stattfindet13 • " 
Nachdem die Bundesregierung die hessische Landesregie-
rung erfolglos aufgefordert hatte, diesen und ähnliche Be-
schlüsse anderer Gemeinden durch den Tnnenminister aufhe-
ben und in AusfUhrung dieser Beschlüsse getroffene Maßnah-
men rückgängig machen zu lassen, rief sie das B VeifG an. 
Dieses stellte fest, das Land Hessen habe durch seine Weige-
rung, gegen die Beschlüsse der Gemeinden vorzugehen, ge-
gen den Grundsatz bundesfreundlichen Verhaltens verstoßen. 
In den Entscheidungsgränden stellt es fest, den Gemeinden 
fehle die Zuständigkeit fUr Stellungnahmen zur Ausrüstung 
der Bundeswehr; berechtigt möge eine Äußerung sein, wenn 
sich die Gemeinde gegen die konkrete Absicht wende, auf 
ihrem Gebiet etwa eine Abschußbasis tur Atomsprengkörper 
zu errichten, sie dürfe sichjedoch nicht gegen solche Anlagen 
schlechthin wenden l <!. 
b) Anfang der achtziger Jahre wurde die Diskussion über 
die Stationierung atomarer Mittelstreckenwaffen durch die 
USA im Rahmen der sog. Nachrüstung von den Gegnern 
dieser Politik auch in den Gemeinderäten gefithrt l5 • Typisch 
ist etwa der Beschluß des Rates der Stadt Marl vom 30.9. 
1982: 
"Der Rat der Stadt Marl unterstützt im Rahmen seiner Zuständig-
keit keine Maßnahmen, die der Produktion, dem Transport, der Sta-
2) BVeljGE 67, 26 (38) = NJW 1984. 1805. 
3) VgL OVG1vfiiI1Stef, GewArch 1975, 30f. 
4) Etwa BVerwG 84, 298 = NJW 1982, 1300 NVwZ 1982, 506 L = 
DVBl1982,639ft'. 
5) Zu dem ähnlichen Problem der Auslegung der landesvcrfassungs-
rechtlichen Selbstverwaltungsgarantien vgl. Oebbecke, Gemeindever-
bandsR NRW, 1984, Rdnr. 18 m. w. Nachw. 
6) Vgl. die Nachw. bei Stem, StaatsR I, 2. Aufl. (1984), § 12 II4 Fußn. 
81 b. 
7) v. Mfllius, in: Fesrg. f. v. Unruh, 1983, S: 236; Oebbecke, (0. Fußn. 5), 
Rdnr. 40. 
8) BVerlGE 8, 122 (134) NJW 1958, 1341. 
9) Oebbecke, (0. Fußn. 5), Rdnrn. 144f. 
10) Hoppe, Eild NRW 1985, 243; Stob er, Städte-u. GemeindeR 1986,6. 
11) Ueclurilz, NVwZ 1983,334; Sc1t1l1idl'Aß1I1alllt (0. Fußn. 1), S. 107. 
12) Hoppe, Eild. NRW 1985, 241; Stober, Städte- u. GemeindeR 1986, 
6; grell. anders GÖtlmp, DÖV 1987, 714ff. 
13) BVerfGE 8,122 (125). 
14) BVeljGE 8, 122 (126ff.). 
15) Vgl. GrajVitztlwm,JA 1983, 557. 
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tionierung und Lagerung von atomareIl, biologischen und chemi-
schen Massenvernichtungsmitteln dienen I6." 
Über derartige, irreftihrend häufig als "Erklärung zur 
atomwaffenfreien Zone" hezeichneten Beschlüsse ist etwa in 
rund zwei Dritteln der nordrhein-westfälischen Gemeinden 
diskutiert worden17, und in einer Reiht: von Fällen haben sol-
che Anträge und Beschlüsse die Aufsichtsbehörden und die 
Gerichte beschäftigt. Teilweise wurde in die Anträge noch ein 
Auftrag an die Gemeindeverwaltung aufgenommen, "in 
Verhandlungen mit den zuständigen Dienststellen und Be-
hörden ... darauf hinzuwirken, daß Transport und Lage-
rung" solcher Waffen im Gemeindegebiet "verhindert wer-
den lS . 
Während im Schrifttum ganz unterschiedliche Auffassun-
gen zur Rechtmäßigkeit solcher Beschlüsse vertreten wur-
den l9 , hat sie die Praxis ganz überwiegend ftir rechtswidrig 
gehalten20 • In Nordrhein-Westfalen hat der Innenminister un-
ter Berufung auf das rür die Kommunalaufsicht geltende 
Opportunitätsprinzip21 allerdings davon abgesehen, gegen 
diese auch von ihm als rechtswidrig angeseht:nt:n Beschlüsse 
vorzugehen22 • Die Gerichte hatten vor allem bei der Entschei-
dung über dit: Frage, ob derartige Anträge auf die Tagesord-
nung des Rates gesetzt werden müssen, über solche Anträge 
zu befinden23 . Allein der VGR Mallilheifll hat die Auffassung 
vertreten, ein derartiger Ratsbeschluß sei zulässig; es reiche 
aus, wenn eine Stationierung im Bereich des "Möglichen" 
liege, auch wenn es ftir eine konkrete Stationit:rungsabsicht 
keine Anhaltspunkte gebe24. 
lIier brauchen die Grenzen der kommunalen Zuständigkeit 
ftir dieses Thema nicht abschließend bestimmt zu werden; es 
scheint jedoch fraglich, ob der VGR MallIlileim mit dieser 
Entscheidung dem sachlichen und zeitlichen Zusammenhang 
zwischen dem streitigen Antrag und der bundespolitischen 
Dehatte um die Stationierung neuer Atombomben-Trägersy-
steme in Europa zutreffend Rechnung getragen har25. 
Unter dieser politisch im Streit befindlichen und lediglich 
sporadisch auftauchenden Spitze liegt allerdings ein durch po-
litisches Einvernehmen dem Blick weitgehend entzogener 
Eisberg gemeindlicher Kompetenzüberschreitungen. Dazu 
mögen hier zwei Hinweise genügen26 • Kontakte und Paten-
schaften 7wischen Kommunen und Einheiten der Bundes-
wehr sind rechtlich sicher solange unproblematisch, wie es 
um Beziehungen zwischen Truppenteilen und ihren Statio-
nierungsgemeinden geht27 • Man mag auch akzeptieren kön-
nen, daß eine Stadt eine Patenschaft zu einem Schiff der Bun-
desmarine unterhält, das ihren Namen trägt28 Kontakte zwi-
schen einer 200 km im Binnenland liegenden Großstadt und 
einem Schnellboot der Bundeswehr namens "Sperber"29 las-
sen sich jedoch kaum noch als Wahrnehmung von Angele-
genheiten der örtlichen Gemeinschaft qualifizieren. 
Noch deutlicher wird der Widerspruch zwischen den unbe-
streitbaren Gemeinwohlwirkungen kommunaler Aktivitäten 
und dem geltenden Kommunalverfassungsrecht bei der kom-
munalen Entwicklungshilfe3o. Sie wird vor allem auch von 
den kommunalpolitischen Vereinigungen der beiden großen 
Parteien nachdrücklich propagier21. Ein Arbeitskreis der Ar-
beitsgemeinschaft der Länderinnenminister hat Anfang Ok-
tober 1985 einen Beschluß gefaßt, der eine weitgehende Tole-
rierung solcher Aktivitäten vorschlägtJ2 . 
IlI. Die Zwangsverbände 
1. Die Ztlst(illdigkeit der ZlllallgSlJerbiinde 
In den Auseinandersetzungen über die Überschreitung der 
Zuständigkeiten der Zwangsverbände des öffentlichen Rechts 
wird auf die grundrechtlich gezogenen Grenzen dieser Zu-
ständigkeiten abgestellt. Nach der Rechtsprechung des 
BVeifG) der die weit überwiegende Auffassung des Schrift-
turns zustimmt, tangiert die Zwangsmitgliedschaft nicht die 
durch Art. 9 geschützte Vereinigungsfreiheit, sondern den 
Schutz bereich des Art. 2 I GG33. Im Rahmen der "verfas-
sungsmäßigen Ordnung" sei die Beschränkung der allgemei-
nen Handlungsfreiheit durch die zwangsweise Mitgliedschaft 
in öffentlichrechtlichen Verbänden zulässig, wenn der 
Zwangsverband "legitime öffentliche Aufgaben" wahrneh-
me34. Diese wenig aussagekräftige Formel wird vor allem 
durch das Übermaßverbot aufgefüllt; die Zwangsmitglied-
schaft ist also nur rechtmäßig, wenn sie im Hinblick auf den 
verfolgten öffentlichen Zweck geeignetes, erforderliches und 
verhältnismäßiges Mittel ist35 . Folgerichtig muß sich der 
Zwangsverband dann bei seiner Tätigkeit auch auf diese Auf-
gaben beschränken36 • Es ist ihm nicht freigestellt, ohne weite-
res neue Aufgaben zu übernehmen, wie dies die Kommunen 
16) Bild. NRW 1982, 286; dieselbe Formulierung in dem Fall von OVG 
Miimler, DVBI 1984, 155; ähnlich bei OVG Liillehurg, DVBI 1983, 814 
und der in NRW LT-Dr 9/4247 zitierte Beschluß Jes Rates der Stadt 
Leverkusen. 
17) Kommunalpolitische Blätter 1984, 273; vgl. auch Kommunalpoliti-
sche Blätter 1983, 30lff. und DIE ZEIT Nr. 16 v. 15.4.1983, 17ff. 
18) VGH Matlt/heim, DVBl1984, 729. 
19) Für Zulässigkeit: Hofmanll, DVB11984, 116ff.; generell für Zuläs-
sigkeit allgemeinpolitischer Willensbildung in den Gemeinden Oerler, 
DemGem 1985 H. 5, 20; für die Zulässigkeit der Festlegung "grundsätzli-
cher Positionen" oder "antizipierender Stellungnahmen" Huber, NVwZ 
1982, 664 und Buhrell, DemGern 1983, 223; gegen Zulässigkeit: Siiß, 
BayVBl1983, 519; Uechtrilz, NVwZ 1983, 334f.; Schmill,Kn"'Hller, DÖV 
19R3, R72; GrajVitzllwII1, JA 1983,562; Uechlrilz.Sdtlann<1llll, DVBl1984, 
939ff. m. w. Nachw. aus Rspr. u. Lit. 
20) Etwa 0 VG Miillsler, nVB11984, 155 (156); 0 VG Liitteb,ttg, DVß! 
1983, 814f. 
21) V gl. dazu M. Schröder, JuS 1986, 374 m. w. Nachw. 
22) Eild. NRW 1982, 286f. und 1983, 339; krit. dazu Hoppe, Eild NRW 
1985, 242. V gl. auch die Stellungnahme des Bundesinnenministers 
MittNRWStGB 1983, 191. 
23) Etwa OVG MUmler, DVBl1984, 155; VG Kassel, NVwZ 1982, 
700. 
24) VGH Mannheim, DVBl1984, 729 (733). 
25) Vgl. etwa Graf VitZtlWIII, JA 1983, 558 und die Nachw. bei Siiß, 
BayVBl1983,514. 
26) Außer den beiden nachstehend genannten Beispielen vgl. etwa die 
Entschließung des Gesamtvorstandes der kommunalen Spitzenverbände 
mit ihrer sehr stark außenpolitisch argumentierenden Empfehlung für 
kommunale Partnerschaften mit den USA (MittNRWStGB 1985, 19f.); 
zur rechtlichen Problematik vgl. Blwl1etllvitz, BayVBI 1980, 193ff. und 
230ff. 
27) Beispiele in Kommunalpolitische Blätter 1984, 967; vgl. auch das 
Interview mit dem Bundesverteidigungsminister, ebda. S. 976f. 
28) Beispiele bei Hel/borg, Kommunalpolitische Blätter 1984, 959. 
29) Ein solcher Fall ist dem Ve.j. bekannt. 
30) Vgl. dazu Fre)" VerwRdsch 1986, 284ff.; Beispiele in Kommunal-
politische Blätter 1985, 934f. 
31) V gl. dazu die Zeitschriften dieser Vereinigungen. Etwa: Große-
,Hiittlttalll' , Kommunalpolitische Blätter 19R2, 511 ff.; "Solidarität gegen-
über der Dritten Welt", Kommunalpolitische Blätter 1987, 608f.; "Ent-
wicklungspolitik ist auch Sache der Gemeinden", DemKratische Gemein-
de, Heft 4/19~4, S. 30 f. 
32) Erlaß des NRW Innenministers v. 8. 11. 1985 - III A 1 - 11. 00.10 -
4951(85. 
33) BVeifGE 10,89 (90) = NJW 1959,1675; BV-.JG, Urt. v. 25.2. 
1960 - 1 BvR 239/52; st.Rspr., vgl. etwa jüngst BVe~rG, NJW 19~6, 
1095f.; V. MUlit/5, VerwArch 1973, 8lf.; Redekel', NJW 1982, 1267; 
1'. Matlgoldt-Klein-Starck;Art. 2 Rdm. 89 m. w. Nachw. 
34) BVe'fGE 10,89 (90) = NJW 1959,1675. 
35) V.lvIUlitls, VerwArch 1973, 84ff. m. w. Nachw; lvlrol/z, Körper-
schaften und Zwangsmitgliedschaft, 1973, S: 254ff.; mit beachtlichen 
Gründen hat Kluth, DVB11986, 720, zu bedenken gegeben, ob die bloße 
Aufgabenverlagerung vom Staat auf eine Körperschaft eine Belastung rur 
diese Mitglieder bedeuten kann. Entgegen Killth ist aber die Aufbringung 
der Finanzen für eine Aufgabe allein durch die begünstigte Gruppe viel-
leicht manchmal gerechter, aber jedenfalls für diese nicht weniger, son-
dern stärker belastend als die Finanzierung aus allgemeinen Steuern. Auch 
die Annahme, die Eingriffsschwelle reduziere sich wegen des geringeren 
"Abstandes zwischen Normgeber und Adressat", ist in dieser Allgemein-
heit schwerlich überzeugend und kaum mit der Wertung, die etwa dem 
Parlamentsvorbehalt zugrunde liegt, vereinhar. 
36) BVerwG, DVBl1982, 639 (640). 
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im Bereich der freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben tun 
dürfen. 
Die Aufgaben, die den Zwangsverbänden in diesem verfas-
sungsrechtlichen Rahmen gesetzlich übertragen worden sind, 
sind je nachdem, ob es sich um einen Wasserverband, eine 
berufs ständische Kammer, eine Studentenschaft oder eine 
körperschaftlich organisierte Versicherung handelt, außeror-
dentlich verschieden. 
2. Die Praxis der Zuställdigkeitsiiberschreitllllgell 
Die Fälle von Zuständigkeitsüberschreitungen, die bisher 
die Gerichte beschäftigt haben, lassen sich in drei Gruppen 
einteilen: 
(1) Die erste betrifft allgemeinpolitische Äußerungen. Einen sol-
chen Fall betraf die von Studenten der Universität Tübingen 
gegen die dortige Studentenschaft, von der die Rechtsprechung zum 
Anspruch der Zwangsverbandsmitglieder auf Unterlassung kompe-
tenzwidriger Aktivitäten ihren Ausgang genommen hat. Nach dem 
Tod des Studenten Bel1llO Olmesorg durch eine Kugel aus einer Dienst-
waffe der Polizei im Zusammenhang mit Demonstrationen gegen 
den Berlin-Besuch des Schah beschloß der Allgemeine Studentenaus-
schuß AStA - der Universität Tiibingen am 5. 6. 1967 eine Resolu-
tion, die sich kritisch mit den Vorgängen in Berlin und den Reaktio-
nen darauf befaßte und zu einem eintägigen Vorlesungsstop auffor-
derte. Zwei Tage später versicherte der Tübinger AStA die "Berliner 
Kommilitonen" telegrafisch seiner Unterstützung. Am selben Tag 
sandte er dem Berliner Regierenden Bürgermeister Heinrich Albertz 
ein Telegramm, in dem er seine "Abscheu und große Empörung" 
über dessen Verhalten zum Ausdruck brachte und ihn zum Rücktritt 
aufforderte'7. Die gegen diese Aktivitäten klagenden Studenten wa-
ren vor dem VG Sigmarilzgel133, vor dem VGH MallIJheim39 hier mit 
einem modifizierten Antrag - und vor dem B VenvG4U erfolgreich. 
Die Studentenschaft wurde verurteilt, politische Forderungen und 
Stellungnahmen zu unterlassen, soweit sie nicht hochschnlbezogen 
seien. Andere Verfahren gegen Studentenschaften betrafen z. B. Er-
klärungen zum Putsch in Chile und zum Vietnamkrieg41 • Allgemein-
politische Äußerungen waren auch Gegenstand einer vor dem 
BVenvG erfolgreichen gegen die schleswig-holsteinische Ärz-
tekammer, die in dem von ihr herausgegebenen Ärzteblatt 
etwa unter dem Titel "Überleben in Freiheit" veröffentlicht hatte, 
die nicht gesundheits- oder berufs politischen, sondern allgemeinpoli-
tischen Charakters waren42• 
(2) Eine zweite, sehr viel kleinere Gruppe betrifft den Zwangsbe-
zug von Zeitschriften im Rahmen einer Zwangs mitgliedschaft. So 
hat das BVenvG der Klage eines Steuerberaters stattgegeben, der sich 
gegen den Sammelbezug der Zeitschrift "Deutsches Steuerrecht" 
durch die Steuerberaterkammer wandte1>. 
(3) In die dritte Gruppe gehören die Verfahren wegen der Mitwir-
kung der Zwangskörperschaft in einem Verband44• Klagen wegen 
der Mitwirkung von Studentenschaften im Verband Deutscher Stu-
dentenschaften, dem VDS, waren wegen dessen allgemeinpolitischer 
Aktivitäten ebenso erfolgreich45 wie die Klage eines Steuerberaters 
wegen der Mitgliedschaft seiner Kammer in einem privatrechtlichen 
Verband freier Berufe'l6, während Klagen wegen der Mitgliedschaft 
einer Ärztekammer in der Bundesärztekammer47 oder einer Hand-
werkskammer im Deutschen Halldwerkskammertag und im Zentral-
verband des Deutschen Handwerks48 erfolglos blieben. 
IV. Die Begründung des Unterlassungsanspruchs und 
ihre Geltung :fUr die Gemeinden 
Vier verschiedene Begründungen für das Bestehen eines 
Unterlassungs anspruchs der Mitglieder von Zwangsverbän-
den des öffentlichen Rechts wurden oder werden in der 
Rechtsprechung erörtert: eine Analogie zum Zivilrecht (1), 
die Berufung auf die Meinungsfreiheit (2), die ganz überwie-
gend für richtig gehaltene Herleitung aus Art. 2 I GG (3) und 
die bisher meistens abgelehnte mitgliedschaftsrechtliche Be-
gründung (4). 
1. Die Analogie zum Zivilrecht 
Seine erwähnte Entscheidung in dem Verfahren die 
Tübinger Studentenschaft stützte das B VerwG 
Analogie zum Vereinsrecht des BGB. In dem durch den Ver-
einsbeitritt begründeten Rechtsverhältnis stehe dem Vereins-
mitglied ein Anspruch darauf zu, satzungs gemäß behandelt 
zu werden. Das Gericht fährt fort: 
"Auch die Mitglieder öffentlicher Verhände haben U~'H,,"HidU, 
wie der VGR zutreffend ausgeruhrt hat, einen Anspruch 
der Verband sich auf die ihm zugewiesenen Aufgaben beschränke49• " 
Diese Überlegungen sind zu Recht nicht wieder aufgegrif-
fen worden. Daß im Innenbereich juristischer Personen An-
sprüche bestehen können, ist unbestritten. Daß auch Mitglie-
der öffentlichrechtlicher Verbände sich gegen eine rechtswid-
Behandlung, einen Eingriff in ihre Rechte wehren kön-
nen, steht ebenfalls außer Streit. Daß in der Zuständigkeits-
überschreitung per se ein in Rechte des Mitglieds 
liegt, wird jedoch durch den Analogieversuch des BVenvG 
gerade nicht begründet50• 
Das Problem des Rechtsschutzes Einzelner gegen Kompe-
tenzüberschreitungen scheint im Zivilrecht - wohl aus tat-
sächlichen Gründen eine sehr viel geringere Rolle zu spie-
len. Unbekannt ist der Konflikt dem Privatrecht jedoch nicht. 
Im Recht der Handelsgesellschaft ist anerkannt, daß dem ein-
zelnen Gesellschafter ein Kündigungsrecht zusteht, wenn die 
Gesellschaft satzungswidrig tätig wird51 . Diese auf der Frei-
willigkeit der Gesellschafterstellung basierende Lösung kann 
auf die Zwangsverbände des öffentlichen Rechts nicht über-
tragen werden. 
2. Die Beniftlllg mif die Meimmgsjreiheit 
Einige Verwaltungsgerichte haben den Unterlassungs an-
spruch des einzelnen Studenten wegen allgemeinpolitischer 
Äußerungen seiner Studentenschaft auch auf Art. 5 I GG ge-
stützt. Diese Äußerungen würden nicht nur dem Verband, 
sondern auch dem einzelnen Studenten zugerechnet, der sich 
dieser Zurechnung schwerlich erwehren könne52 .' 
Nur wo es um die Abwehr von Äußerungen geht, kann 
diese Argumentation überhaupt in Frage kommen; rur den 
Steuerberater, der sich gegen den Zwangsbezug des "Deut-
sehen Steuerrecht" wendet, gibt sie nichts her. Sie kann aber 
auch sonst nicht überzeugen. Rechtlich werden Äußerungen 
von Organen der Studentenschaft dieser als Verband, jedoch 
37) BVerwGE 34, 69f[ = NJW 1970, 292. 
38) DVB11968, 267. 
39) VGH .i\1t11ltlheim, DVBl1968, 705. 
40) BVerwGE 34, 69ff. NJW 1970, 292; zu der Anseinandersetzung 
um das "allgemeinpolitische Mandat" der Studentenschaften vgl. 1'. Mu-
tlus, VerwArch 1972, 453ff. m. w. Nachw. 
41) VGH Kassel, ESVGH 24.217; OVGl\ift'ifJster, OVGE 24,105; VGB 
DVBI 1968, 122. 
42) BVertvGE, DVBI 1982, 639; zu einer Rechtsanwaltskammer vgl. 
BGH, NJW 1986, 992ff. 
43) BVertvGE 64, 116 = NJW 1982, 1298 = DVBI 1982, 204; vgl. 
auch OVG Münster, GewArch 1975, 30; Frähler-Obemdoffer, GewArch 
1974,177; RetifJ, GewArch 1974, 317; Frähler-Obemdotfer, GewArch 1975, 
7. 
44) Zum Problem vgL auch IIeudler, DÖV 1987, 681 ff. 
45) VG Köln, DVBI 1972, 344; OVG Koblefzz, AS 13, 418; VGH 
Matlllizeim, NJW 1976, 590, ber. 643. 
46) BVertvG, NJW 1987, 337f. 
47) OVG Miinster, OVGE 30,77. 
48) BVertvG, NJW 1987, 338t: 
49) B VenvGE 34, 69 (74) NJW 1970, 292. 
50) LaubiHger, VerwArch 1983, 273f.; krit. auch Ress, WiVerw 1979, 
161, und Stober, Rechtsfragen bei Mitgliederklagen auf Einhaltung des 
Aufgaben- und Zuständigkeitsbereiches innerhalb der Handwerksorgani-
sationen, 1984, 48ff. 
51) Winter, in: Sclzolz, GmbHG, 6. Aufl. (1978/1983), § 3 Rdnr. 10; 
ZöllHer, in: Batullbaclz-Hueck, GmbHG, 14. Aufl. (1985), Anh. zu § 47 
Rdnr. 49; Klaus Müller, GenossenschaftsG, 1976, § 6 Rdnr. 23. 
52) VG Sigmarillgen, DVB11968, 267 (270); OVGHambllrg, NJW 1977, 
1251f.; zust. J'. M"tiIlS, VerwArch 1972, 435; mit ähnlicher Argumenta-
tion zu Art. 21 GG OVG Hal1lburg, DVBl1972, 339 (34Of.); unter Beru-
fung darauf auch 0 VG Miinster, OVGE 33, 130 (139f.). 
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nicht dem einzelnen Studenten . Selbst eine fak-
tische Identifikation des einzelnen Studenten mit solchen Au-
ßerungen erscheint sehr unwahrscheinlich54• Die möglicher-
weise eintretenden Schäden am Image "der Studenten"55 aber 
verletzen den einzelnen nicht in seiner Meinungsfreiheit; die 
in Art. 5 I GG gewährten Freiheiten werden nicht berührt. Zu 
Recht ist die übrige Rechtsprechung, vor allem auch das 
BVerwG, dem 0 VG Ha1llburg deshalb nicht getolgtJ6 • 
3. Die Heranziehlmg des Art. 2 I GG 
Statt dessen stützt das B VerwG ebenso wie die meisten In-
stanzgerichte den Unterlassungsanspruch ausschließlich auf 
Art. 2 I GG. Diese Vorschrift gewährleiste nicht nur das 
Recht, von einem "unnötigen" Verband verschont zu blei-
ben, sondern auch ein Abwehrrecht gegen ein Tätigwerden 
des Verbandes außerhalb seiner legitimen Aufgaben. Der 
Eingriff in das Recht des einzelnen aus Art. 2 I GG, von der 
Mitgliedschaft in öffentlichen Verbänden verschont zu blei-
ben, könne im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 
HUr ~oweit zulässig sein, wie das Gesetz die Aufgabenbreite 
des Zwangsverbandes erstrecke. Einen über den Zuständig-
keitsbereich des Pflicht verbandes hinausgehenden und damit 
nicht mehr durch das Gesetz gedeckten Eingriff in das Recht 
auf allgemeine Handlungsfreiheit müßten die Mitglieder ah-
wehren können, weil insoweit ihr Recht, sich zur Verfolgung 
ihrer Ziele ausschließlich freiwillig verbinden zu können, zu-
sätzlich eingeschränkt werde57• 
Wendet man diese Grundsätze an, darauf hat La/lbillger zu 
Recht aufmerksam , ist auch ein verwaltungsge-
richtlich durchsetzharer Anspruch des Gemeindebürgers ge-
gen seine Gemeinde auf von Zuständigkeits-
überschreitungen 
Der zwangskörperschaftliche Charakter der Gemeinden ist 
unverkelmbar; wie der Student mit seiner Einschreibung an 
einer Hochschule Mitglied der Studentenschaft wird, wird 
der indem er seinen Wohnsitz rrimmt, Bürger der 
Gemeinde. Die bestehenden Unterschiede zwischen den Ge-
meinden und den bisher im Mittelpunkt des Interesses stehen-
den Zwangsverbänden, daß nämlich die Gemeinden nicht 
durch einfaches Gesetz, sondern durch die Verfassung konsti-
tuiert und mit einem erheblich breiteren Aufgabenbündel 
ausgestattet worden sind, köIUlen nicht rechtfertigen, daß der 
Rechtsschutz des einzelnen weniger intensiv sein 501160 . Der 
Hinweis auf die Verfassung kann nicht erklären, daß der Bür-
ger sich gegen die Überschreitung des den Gemeinden ja ge-
rade verfassungsrechtlich gesteckten Handlungsrahmens 
nicht wehren können 501161 • Stellt man sich auf den Stand-
punkt der herrschenden Meinung, kommt man deshalb nicht 
umhin, auch den Gemeindebürgern einen Unterlassungsan-
spruch bei einer Überschreitung der Verbandskompetenz 
durch Gemeindeorgane zu geben. Ob dieser Standpunkt eini-
germaßen sicher fundiert ist, ist jedoch sehr fraglich. 
Die Schwierigkeiten beginnen bei der Bestimmung, wann eine 
Zwangskörperschaft anzunehmen ist. Auf die u. a. wegen Unter-
zeichnung eines Aufrufs zur Chile-Woche 1975 durch den Rektor der 
Universität erhobene Klage eines Studenten den Rektor hat das 
VG Freib/lrg entschieden, die Universität sei 
schaft, weil der Student sich von ihr durch :Exmatrikulation dlstarlW:-
ren und sich bei einer anderen Hochschu:e einschreiben könne62 • Im 
"<O<'W'>f."<OCH"H~ der durch Orts-
h""'?Htrptpn jedoch keine Bedeu-
lung beizumessen. Entsprec:hclrlde Einwände sind für eine Studenten-
schaft mit dem auf die Unverhältnismäßigkeit eim's Hoch-
schulwechsels wegen der Studenten-
schaft beantwortet umr';p'nQJ 
Probleme bereiten der herrschenden Meinung auch die freiwilligen 
Mitglieder, wie sie Verbände kcnnenM . Auch wenn ihre 
Rechtsstellung im der Zwangsmitglieder entspricht, muß 
ihnen der Rechtsschutz gegen Zuständigkeitsüberschreitungen ver-
wehrt werdcn65 • 
Gravierender erscheint die Kritik an der Handhabung des 
Art. 2 I GG. Seit dem Blfes-Urteil des B Ve~fG66 wird das 
R~cht der allgemeinen 'Handlungsfreiheit als Auffanggrund-
recht verstanden, das dem einzelnen gestattet, die Rechtswid-
rigkeit von Eingriffen auch dann geltend zu machen, wenn sie 
auf Verstößen gegen objektives Recht beruht. Gerade bei der 
wichtigen Fallgruppe der alJgemeinpolitischen A ußerungen 
macht jedoch die Feststellung, daß eine Beeinträchtigung der 
Handlungsfreiheit des Verbandsmitglieds - ein Eingriff 
vorliegt, erhebliche Schwierigkeiten67 . Wegen der regelmä-
ßig mit ihr verbundenen Pflichten stellt die Mitgliedschaft als 
solche einen Eingriff sie bildet aber in den Fällen der 
Kompetenzüberschreitung nicht den Gegenstand der Ausein-
andersetzung63• Wegen der finanziellen Belastung wird man 
eine Verletzung des Schutz bereichs des Art. 2 I GG vielleicht 
auch noch bejahen können, wenn es um finanzwirksame Ak-
tivitäten Bei allgemeinpolitischen Außerungen 
kommt man aber olme Rückgriff auf die bereits abgelehnte 
Idcntifikation~these nicht aus. 
Wenn man diese akzeptieren wollte, ergiiben sich jedoch 
weitere Fragen: Kann auch derjenige Außerungen des Ver-
bandes entgegentreten, der inhaltlich mit ihnen überein-
stimmt und deshalb durch eine Identifizierung schwerlich be-
lastet sein kann70? Wie will man über die Geltendmachul1g 
anderer Rechtsfehler, etwa von Verstößen gegen die Organ-
kompetenz oder Verfahrensfehlern entscheiden, die folge-
richtig möglich sein müßte und den Mitgliedern von 
Zwangsverbänden eine Art Popularklage gegen Verbandsäu-
ßerungen eröffnen würde? 
Das 0 VG Miillste,· hat sich diesen Sch wierigkeiten dadurch zu ent-
ziehen versucht, daß es die gegen die Studentenschaft klagenden Stu-
denten in ihren nicht in den Verband eingebrachten Interessen ver-
letzt gesehen hat7\ mit dieser Begründung kann 
gen die Verband5äußerungcn klagen, indem er sich 
den Verband eingebrachten Interessen beruft. Auch die "-'C_llllO_lJ\.LlHl$ 
53) Laubiflger, VerwArch 1983,276; K/utfz, DVB11986, 725. 
54) Dalllkowski, DVB11978, 235 von "Iebell.lfremd". 
55) VG Sigmaril1gen, DVB11968, 
56) Ebenso Lal/binger, VerwArch 1983,279: wohl differenzierend Ress, 
WiVerw 1979, 174f. und Killt/I, DVB11986, 726. 
57) BVeI'wG, 59, 231 (237f.) NJW 19RO, 2595; BVcrwG, DVB! 
1982, 639 (640); OVG ,\emmeer, OVGE 24, 105 (123); VGH Mmwheill/, 
DYB11968, 705; dieser Rspr. haben BllchoJ, DÖV 1980,607; 
Redeker, DVBl1980, 569; NJW 1982, Pietzcker, NJW 19R7, 305f.; 
krit. Damkol/lski, DVBl 1978, 235f[; Rw, WiVerw 1979, 175; Ptöhlet-
Of.,pYfl'fim·(Py. Körperschaften des öffentlichen Rechts und Interessenvertre-
tung, S: 77; Cllr. F,-öhle/', GewAnn 1982, 77[,; Hel/eller, DÖV 1986, 
603; w. Nachw. bei Klutli, DVB!1986, 716. 
58) VerwArch 19R:'1. 272[ 
59) A. A. WiVerw 1979, 169; 
schon VOll 0 VG l'vfiillSter, OVGR 
570. 
wurde das Problem wohl 
130 (134f.) und Rcdeker, Dvm 
Verfehlt deshalb OVG Miillster, OVGE 33, 130 (134f.). 
A. A: Pielzcker, N]W 1987,306. 
VG Frei/IlJl;g, NJW 1976, 534 m.krit.Anm. Piemlll, NJW 1976, 
wiederum - wenig überzeugend - Velisc, NJW 1977, t 22 f.; 
krit. zn auch Ress, WiVerw 1979, 171 f. 
63) OVG Hamlmrg, DVB! 1972, 339 (341); zum Problem vgl. auch 
BVmvGE 59,231 (234f.) = N]W 1980.2595. 
64) V gl. etwa § 2 m des Gesetzes zur vorläufigeu Regelung des Rechts 
der Industrie- und Handelskammern. 
65) Vgl. auch Ress, WiVerw 1979, 169 und 172; ChI'. Pi'öhler, GewArch 
1982,77f. 
(6) BVCI'fGE6, 32 (41) = NJW 1957, 297. 
fi7) Dazl; vgL Lal/binget, VerwArch 1983, 277ft:; Stober, Rechtsfragen 
bei Mitgliederklagen auf Einhaltung des Aufgaben- und Zusländigkeits-
bereiches innerhalb der Handwerksorganisationen. 1984, S. 59ff. 
68) Vgl. auch Ress, WiVerw 1979, 170f. 
69) Skeptisch Lal/binget·, VcrwArch 1983, 279; abI. Kille", DVß)1986, 
725. 
70) Vgl. dnzu OVC Hal1l/nlf"g, NJW 1977, 1251 
letzt damit Rechte zumindest der Studenten, die mit 
nkht einverstanden sind." 
H' •• und VCf-
Betätigung 
71) OVG Miill5ter, OVGE 33, 130 (139); ähnlich schon VCR M.alll1-
I,eim, DVBJ 1968, 705f. 
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des BVerwG, durch die kompetenzwidrigen Aktivitäten erhalte "die 
Mitgliedschaft des Klägers bei der Beklagten eine neue Qualität, in-
dem der Kläger ... die Interessenwahrung rur alle freien Berufe" 
mittragen, formuliert die dogmatische Ratlosigkeit lediglich um; das 
"Mittragen" ist nichts weiter als die Mitgliedschaft. Warum diese 
durch die Kompetenzüberschreitung belastender wird, bleibt weiter 
offen7J• 
4. Die mitgliedschaftsrechtliche Argumentation 
Eine wesentliche Ursache für diese Schwierigkeiten dürfte 
darin liegen, daß versucht wird, ein mitgliedschaftsrechtli-
ches, also innenrechtliches Problem nach einem außenrechth-
ehen Muster, nämlich dem für die Zulässigkeit der Zwangs-
mitgliedschaft, zu lösen; der einzelne wendet sich ja nicht 
gegen die Mitgliedschaft, sondern gerade als Mitglied gegen 
Aktivitäten der Körperschaft. 
Der Rechtsprechung ist der mitgliedschaftsrechtliche Cha-
rakter des geltend gemachten Anspruchs durchaus nicht ent-
gangen. In der erwähnten Entscheidung zur Tübinger Stu-
dentenschaft hat der VGH 1\;[annhei1ll ausdrücklich darauf hin-
gewiesen, entscheidend sei nicht das Außenverhältnis zu den 
übrigen an der politischen Auseinandersetzung Beteiligten 
und der Öffentlichkeit; maßgeblich sei vielmehr das Innen-
verhältnis zwischen der beklagten Studentenschaft und ihren 
Mitgliedern, den Klägern74• In der Entscheidung zum, ,Deut-
schen Steuerrecht" hat das B VerwG den Unterlassungsan-
spruch als "mitgliedschaftsrechtlich" charakterisierr1s. Das 
o VG lvlUl1ster hat 1968 gemeint, der Unterlassungsanspruch 
ergebe sich nicht nur aus Art. 2 I GG, sondern auch aus dem 
"personenrechtlichen Mitgliedschaftsstatus" , der u. a. eine 
allgemeine körperschaftsrechtliche Treuepflicht umfasse. 
Diese Treuepflicht umschließe die Verpflichtung aller Kör-
perschaftsorgane, den Zweck des Zusammenschlusses nicht 
durch Übernahme körperschaftsfremder Aufgaben zu dena-
turieren, da die Mitglieder damit auch Maßnahmen in kör-
perschaftsfremden Angelegenheiten gegen sich gelten lassen 
müßten76 • Derselbe Sellat hat 1977 eine innenrechtliche Be-
gründung des Anspruchs gegen die Studentenschaft abge-
lehnt, dabei aber offengelassen, ob ein solcher Anspruch ge-
gen die rechtswidrig handelnden Körperschaftsorgane beste-
he. Inneurechtlich stünden den klagenden Studenten nur in-
nerorganisatorische Wahrnehmungszuständigkeiten wie z. B. 
das Recht auf Teilnahme an Wahlen und Urabstimmungen 
und, wenn diese Rechte verletzt würden, entsprechende Un-
terlassungsansprüche gegen die handelnden Organe zu77• 
Dem 0 VG ist zuzugeben, daß sich eine Klage wegen 
Überschreitung der Verbandskompetenz im verwaItungsge-
richtlichen Organstreitverfahren gegen das rechtswidrig han-
delnde Organ richten muß. Die Grundlage für eine solche 
Klage liefern gerade die vom Gericht angeführten innenorga-
nisatorischen Wahrnehmungszuständigkeiten, nämlich insbe-
sondere das "Recht" auf Teilnahme an der Willensbildung 
des Verbandes, das unbestritten im Wege der Organklage 
gerichtlich durchsetzbar ises. 
Das Wahlrecht - sei es in einem beruf~ständischen Ver-
band, sei es in der Gemeinde79 wird durch seinen Gegen-
stand, das Objekt der Wahl konstituiert; es ist entscheidend 
dadurch bestimmt, welches Amt oder Organ gewählt wird. 
Die Bestimmung des Amtes oder Organs impliziert begriffs-
notwendig die Angabe der wahrzunehmenden Funktionenso• 
Diese begriffliche Überlegung wird durch einen Blick auf die 
Interessen des Wählers bestätigt: Die Person oder Gruppe, die 
der Wähler für geeignet hält, die eine Aufgabe wahrzuneh-
men, braucht durchaus nicht für die Wahrnehmung auch ei-
ner anderen prädestiniert zu sein. Der Wähler ist zwar nicht 
dagegen geschützt, daß die Zuständigkeit einer Stelle in dem 
dafür vorgesehenen Verfahren, etwa durch den durch Wahlja 
auch zu solchen Entscheidungen berufenen Gesetzgeber, ge-
ändert wird. Soll das Wahlrecht, das weitgehend einzige Mit-
wirkungsrecht des einzelnen, als die für ein demokratisches 
Gemeinwesen elementare und konstitutive Befugnis umfas-
senden Schutz genießen, muß er aber dagegen geschützt wer-
den, daß die von ihm unmittelbar oder mittelbar Gewählten 
seiner Wahlerklärung nachträglich einen anderen Erklärungs-
wert geben, indem sie ihren Tätigkeitsbereich unbefngt aus-
weiten. Richtigerweise wird man dem Körperschaftsmitglied 
ebenso wie dem Gemeindebürger also die Befugnis einräu-
men müssen, im Organstreitverfahren81 gegen Überschrei-
tungen der Verbandskompetenz vorzugehen. 
Die mitgliedschaftsrechtliche Begründung der Klagemög-
lichkeit wegen Überschreitung der Verbandskompetenz ver-
meidet auch die oben82 genannten Schwierigkeiten, mit denen 
die von der Rechtsprechung vertretene Auffassung zu kämp-
fen hat: Auf den Zwangscharakter der Körperschaft kommt 
es nicht an, denn die Riigefahigkeit einer Beeinträchtigung 
des mitgliedschaftlichen Wahlrechts hängt nicht von der Frei-
willigkeit des Beitritts zur Körperschaft ab. Allenfalls wird 
man in den Fällen die Notwendigkeit gerichtlichen Rechts-
schutzes verneinen können, in denen ein Austritt ohne spür-
bare Nachteile möglich ist. Dasselbe muß ftir die Klagen frei-
williger Mitglieder von Zwangsverbänden gelten. Welche 
Auffassung ein Mitglied selbst vertritt, ist bei mitglied-
schaftsrechtlicher Begründung ohne Belang. Bei Verstößen 
gegen die Organkompetenz oder Verfahrensfehlern fehlt es 
an einer Beeinträchtigung des mitgliedschaftlichen Wahl-
rechts und eine Klage des Mitglieds scheidet aus. 
v. Schluß 
Gleichgültig, ob man den Unterlassungsanspruch der Mit-
glieder von berufsständischen Kammern und Studentenschaf-
ten also mit der Rechtsprechung gegen die Körperschaft auf 
Art. 2 I GG oder dann allerdings unmittelbar gegen das 
handelnde Organ gerichtet - auf die hier vorgeschlagene mit-
gliedschaftsrechtliche Grundlage stützt, die angeftihrten Ar-
gumente geltenjeweils auch ftir das Verhältnis des Bürgers zu 
seiner Gemeinde. Die eingangs gestellte Frage, ob der einzel-
ne Bürger einen verwaltungsgerichtlich durchsetzbaren An-
spruch auf Unterlassung von Überschreitungen der gemeind-
lichen Verbandskompetenz habe, ist also zu bejahen. Eine 
entsprechende verwaltungsgerichtliche Klage gegen Länder-
organe, die die Zuständigkeit des Landes überschreiten83 , 
dürfte dagegen am verfassungsrechtlichen Charakter einer 
solchen Streitigkeit scheitern. 
72) BVerI/lG, NJW 1987, 337 (338). 
73) VgJ. auch Piet.:uker, NJW 1987, 306. 
74) DVBl1968, 705. 
75) B VerwGE 64, 116 DVBl1982, 204. 
76) OVG Mi/llster, OVGE 24, 105 (124). 
77) ove MJillsfer, OVGE 33, 130 (139); ähnlich BSG, MDR 1966, 
541; FrölJ/er-Obemdoffa, Körperschaften des öffentlichen Rechts lmd In-
teressellvertretung, 1974, S. 76f.; gegen eine mitgliedschaftsrechtliche Be-
gründung eines allgemeinen Anspruchs auf kompetenzgemäßes Handeln 
auch Ress, WiVerw 1979, 173if. 
78) Vgl. auch Fröhler-ObemJorfer, (0. Fußn. 77), S. 76f. 
79) Zu den bei den allgemeinen Wahlen aus dem Verhältnis der Wahl-
prüfung zum gerichtlichen Rechtsschutz resultierenden Problemen vgl.: 
BVerfGE 22, 277 (281); BVelwGE 51, 69 = NJW 1976, 1648; 
Ffllllzke, DVB11980, 730ff. 
80) V gl. Wolff:Bachoj; VerwR II, § 73 I und § 741. 
81) Zum Organstreit Hoppe, NJW 1980, 1019; EddISen, in: 
Festschr. ( Menger, 1985, 228 m. Nachw. znm Diskussionsstand. 
82) IV 3. 
83) Vgl. dazu auch Bis/1/ark, DVB1 1983, 829ff.; Borchl1lallfl, 
VerwRdsch 1987, 1 ff.; daß das Problem keineswegs neu ist, ergibt sich 
aus einem Brief KO/ll'ad AJeHduers vom 26. 8. 1950 an den nordrhein-
westfalischen Ministerpräsidenten Kar! Amold. V gl. AJenauer, Briefe 
1949-1951, bearb. von Meming (Rhöndorfer Ausgabe IlI), 1985, S.266; 
das Problem ist nach wie vor aktuell, vgl. den Beitrag "Inkompetenz" 
von Theodor Eschenbmg, Die Zeit Nr. 48 v. 22. 11. 1985, S. 6. 
